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TELEKOMMUNIKATION

Hedwig Lamouroux

Price-Cap-Regulierung und Telekommuni
kationsgesetz: Theorie und Praxis

Seit dem 1. Januar 1998 gelten neue ordnungspolitische Rahmenbedingungen
auf dem Telekommunikationsmarkt in Deutschland. Der Markt ist zum einen für

private Anbieter geöffnet worden. Zum anderen ist der Telekommunikationsmarkt aber
auch sehr weitreichenden sektorspezifischen Wettbewerbsregelungen unterworfen.

Wie werden die neuen ordnungspolitischen Regelungen in der Praxis umgesetzt
und wie haben sie sich bewährt?

Mit dem Telekommunikationsgesetz (TKG) und der
Errichtung der Regulierungsbehörde für Tele-

kommunikation und Post (RegTP), deren Auftrag die
Wahrnehmung der sich aus dem Gesetz ergebenden
Aufgaben ist, haben sich zum 1.1.1998 vollkommen
neue ordnungspolitische Rahmenbedingungen für
den Telekommunikationsmarkt ergeben.

Auf der einen Seite ist der Telekommunikations-
markt nach der Privatisierung des bisherigen Mono-
polunternehmens durch eine weitgehende Liberalisie-
rung für weitere private Anbieter geöffnet worden.

Auf der anderen Seite ist der Telekommunikations-
markt aber auch mit dem TKG sektorspezifischen
Wettbewerbsregelungen unterworfen worden, die in
ihren Eingriffsmöglichkeiten weit über die des allge-
meinen Wettbewerbsrechts hinausgehen. Dies betrifft
insbesondere die Mißbrauchsaufsicht hinsichtlich der
von marktbeherrschenden Unternehmen geforderten
Entgelte. l

Als-ob-Marktergebnis

Zur Kontrolle des Ausbeutungsmißbrauchs sieht
das allgemeine Wettbewerbsrecht in § 22 GWB vor,
daß die Kartellbehörde einem marktbeherrschenden
Unternehmen untersagen kann, Entgelte zu fordern,
die von denjenigen abweichen, die sich bei Wett-
bewerb ergeben würden. Maßstab einer derartigen
Ex-post-Kontrolle nicht-kompetitiver Marktergebnisse
ist ein hypothetisches Als-ob-Marktergebnis. Konkre-
tisiert werden kann ein solcher Maßstab nur indirekt
mit Hilfe diverser Vergleichsmarktkonzepte oder eines
Vergleichs der Gewinnspanne bzw. der Rentabilität

1 Dr. Hedwig Lamouroux, 47, ist Regierungsdirek-
torin an der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung in Brühl und Dozentin im Studienbe-
reich Volkswirtschaftslehre.

des eingesetzten Kapitals mit der Rentabilität auf
Wettbewerbsmärkten1. Ein Gewinnspannenkonzept
kann sich allerdings nicht nur auf den Vergleich mit
den Wettbewerbsmärkten beschränken. Notwendig
ist dabei auch die Ermittlung betriebsnotwendiger
Kosten, damit Kosten, die nur aufgrund der starken
Marktstellung aufrechterhalten werden können, bei
der Beurteilung der Preise unberücksichtigt bleiben.
Damit wird deutlich, daß die wettbewerbspolitische
Problematik einer derartigen Preismißbrauchsauf-
sicht, unabhängig von möglichen grundsätzlichen
Einwendungen, vor allem in der praktischen Umsetz-
barkeit liegt. Dies betrifft nicht nur kosten- und ge-
winnbasierte Ansätze, sondern auch die Vergleichs-
marktkonzepte, wie die restriktive Rechtsprechung
hierzu zeigt2.

Ein Als-ob-Markt-Konzept liegt grundsätzlich auch
der Entgeltregulierung nach dem TKG zugrunde.
Nach § 24 TKG haben sich die Entgelte „an den
Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung zu
orientieren". Sie dürfen „keine Aufschläge enthalten,
die nur auf Grund der marktbeherrschenden Stellung
... eines Anbieters durchsetzbar sind" (Verbot des
Ausbeutungsmißbrauchs), „keine Abschläge enthal-
ten, die die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unter-
nehmen ... beeinträchtigen" (Verbot des Behinde-
rungsmißbrauchs) und „einzelnen Nachfragern keine
Vorteile gegenüber anderen Nachfragern ...einräu-
men" (Diskriminierungsverbot).

Ein wesentlicher Unterschied des TKG gegenüber
dem GWB liegt nun darin, daß die Entgeltregulierung
nach dem TKG nicht nur wie die Mißbrauchsaufsicht
des GWB eine Ex-post-Kontrolle der Entgelte yor-

1 Vgl. z.B. I. S c h m i d t : Wettbewerbspolitik und Kartellrecht,
5. neubearb. Auflage, Stuttgart 1996, S. 268.
2 Vgl. I. S c h m i d t , a.a.O., S. 271 ff. Dort sind verschiedene Fälle
beschrieben.
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sieht, sondern auch eine Ex-ante-Regulierung. Nach
§ 25 Abs. 1 TKG unterliegen Entgelte im Rahmen der
Lizenzklassen 3 und 4, das betrifft das Betreiben von
Übertragungswegen im Festnetz und den Sprach-
telefondienst im Festnetz, der Genehmigung durch
die Regulierungsbehörde, sofern der Lizenznehmer
auf dem jeweiligen Markt über eine marktbeherr-
schende Stellung nach § 22 GWB verfügt. Erfaßt wer-
den hier nicht nur die Entgelte für Endverbraucher,
sondern auch die Entgelte im Zusammenhang mit
dem Netzzugang und der Netzzusammenschaltung.
Nach § 33 TKG hat ein nach § 22 GWB marktbeherr-
schendes Unternehmen Wettbewerbern Zugang zu
seinen intern genutzten und am Markt angebotenen
Leistungen zu gewähren, soweit sie wesentlich sind.
Die Entgelte für diese Leistungen unterliegen der
Entgeltregulierung.

Im TKG sind konkrete Verfahren zur Entgeltregulie-
rung vorgesehen. Die Genehmigung der Entgelte soll
nach § 27 Abs.1 TKG entweder

„1. auf der Grundlage der auf die einzelnen Dienst-
leistungen entfallenden Kosten der effizienten Lei-
stungsbereitstellung oder

2. auf der Grundlage der von ihr vorgegebenen
Maßgrößen für die durchschnittlichen Änderungsraten
der Entgelte für einen Korb zusammengefaßter
Dienstleistungen" erfolgen.

Bei der ersten Art handelt es sich um eine kosten-
basierte Entgeltregulierung, bei der zweiten Art um die
sogenannte Price-Cap-Regulierung.

Kostenbasierte Regulierung problematisch

Die Probleme einer kosten basierten Regulierung
sind vor allem deutlich geworden bei der lange Zeit in
den USA praktizierten Variante dieses Verfahrens, der
sogenannten Rate-of-Return-Regulierung. Diese Art
der Regulierung zielt darauf ab, die Preissetzungs-
spielräume der Unternehmen in der Telekommunika-
tion durch eine Kontrolle der zulässigen Rendite zu
begrenzen3. Bei der Rate-of-Return-Regulierung sind
die Preise durch das regulierte Unternehmen so zu
setzen, daß die auf das von ihm eingesetzte Kapital
erwirtschaftete Rendite einen vorgegebenen zulässi-
gen Wert nicht überschreitet.

Orientiert sich die zulässige Rendite am Kapital-
marktzins für alternative Anlagen mit entsprechendem
Risiko und gleicher Kapitalbindungsdauer, so hat das

3 Zur Rate-of-Return-Regulierung vgl. z.B. J. K ruse , W. Neu :
Monopol-Preiskontrolle in der Telekommunikation, Stuttgart 1993,
S. 22 ff.; B. Bauer : Verbraucherschutz und der Wettbewerb in der
Telekommunikation, Berlin/Heidelberg 1996, S. 137 ff.

regulierte Unternehmen die Möglichkeit eine Rendite
auf das eingesetzte Kapital zu realisieren, wie sie sich
bei Existenz eines vollkommenen Kapitalmarktes und

Wettbewerb auf dem betrachteten Telekommunika-
tionsmarkt ergeben würde. Der Preis würde damit
auch keine monopolistischen Preissetzungsspiel-
räume enthalten können.

Damit besteht allerdings für die regulierten Unter-
nehmen ein Anreiz, den Kapitaleinsatz über den opti-
malen Kapitaleinsatz hinaus zu erhöhen, indem zum
einen zu kapitalintensiv produziert wird und zum
anderen überdimensionierte Kapazitäten aufgebaut
werden. Auch hinsichtlich der Betriebskosten besteht
kein Anreiz, mit den geringsten möglichen Kosten zu
produzieren. Kapitaleinsatz und Kosten entsprechen
dann nicht denen einer effizienten Produktion.

Noch weniger Anreiz besteht, die Produktivität zu
erhöhen. Unter Wettbewerbsbedingungen bewirken
Produktivitätserhöhungen für ein Unternehmen zu-
mindest vorübergehend höhere Gewinne. Bei einer
Rate-of-Return-Regulierung werden diese höheren
Gewinne nicht zugelassen, wenn damit die zulässige
Rendite überschritten wird.

Die Rate-of-Return-Regulierung enthält also keine
Anreize zur effizienten Produktion sowohl in statischer
als auch in dynamischer Hinsicht. Damit die Regulie-
rungsinstanz auf die regulierten Unternehmen einen
Zwang zur effizienten Produktion ausüben könnte,
müßte sie in der Lage sein, die notwendigen Kosten
zu ermitteln, das heißt die Kosten, die unter den
Bedingungen des Wettbewerbs entstehen würden.
Dies ist eines der zentralen Probleme jeder kosten-
basierten Regulierung.

Besonders problematisch ist dabei außerdem die
korrekte Kostenzuordnung von Gemeinkosten bei
Mehrproduktunternehmen, der für Telekommunika-
tionsunternehmen mit einem Spektrum von verschie-
denen Dienstleistungen typischen Situation. Das
Problem entsteht dann, wenn ein Unternehmen einer-
seits Produkte zu regulierten Entgelten in einem
Bereich anbietet, in dem es eine marktbeherrschende
Stellung hat, und andererseits Produkte in einem
Bereich, in dem es stärkerem Wettbewerb ausgesetzt
ist. Es besteht dann ein Anreiz, die Gemeinkosten zu
einem möglichst großen Anteil den Produkten zuzu-
ordnen, die der Regulierung unterliegen.

Neben dem grundsätzlichen Problem der korrekten
Kostenermittlung und der Festlegung der zulässigen
Kapitalverzinsung liegt der Nachteil kostenbasierter
Regulierung auch darin, daß mit diesem Verfahren er-
hebliche Aufwendungen verbunden sind, sowohl bei
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der Regulierungsinstanz als auch bei den regulierten
Unternehmen.

Kostenbasierte Entgeltregulierung schwierig

Mit diesen Problemen ist die Regulierungsbehörde
auch bei der kostenbasierten Entgeltregulierung nach
§ 27 Abs. 1 Nr. 1 TKG konfrontiert. Bei dieser Form
der Entgeltregulierung sind der Regulierungsbehörde
vom Unternehmen Kostennachweise nach den Vor-
gaben des § 2 der Telekommunikations-Entgeltregu-
lierungsverordnung (TEntgV) vorzulegen. Nach § 3
TEntgV hat die Regulierungsbehörde diese Nach-
weise dahingehend zu prüfen, ob sich die Entgelte an
den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung ori-
entieren. Die Kosten der effizienten Leistungsbereit-
stellung ergeben sich dabei aus den langfristigen
Kosten der zusätzlichen Leistungsbereitstellung und
einem angemessenen Zuschlag'für die leistungsmen-
genneutralen Gemeinkosten einschließlich einer an-
gemessenen Kapitalverzinsung, soweit die Kosten je-
weils für die Leistungsbereitstellung notwendig sind.

Von der Regulierungsbehörde wird zur Zeit ein
analytisches Kostenmodell4 zur Diskussion gestellt,

4 Ein analytisches Kostenmodell für das Ortsnetz (Stand: 4. März
1998) - Referenzdokument - erstellt durch das Wissenschaftliche
Institut für Kommunikationsdienste (WIK) im Auftrag der Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation und Post, im Amtsblatt 4/98 zur
öffentlichen Kommentierung freigegeben.
5 Vgl. I. S c h m i d t , a.a.O., S. 271 ff.

mit dem die langfristigen Kosten wesentlicher Netz-
elemente im teilnehmernahen Bereich ermittelt wer-
den sollen. Mit diesem ingenieurwissenschaftlichen
Ansatz soll eine anerkannte Methode entwickelt wer-
den, die als Grundlage zukünftiger Regulierungs-
entscheidungen über die Höhe von Netzzugangs- und
Zusammenschaltungsentgelten dienen kann. Ob mit
diesem Modell die beschriebenen Probleme der
kostenbasierten Entgeltregulierung verringert werden
können, bleibt fraglich.

Nach § 3 TEntgV soll die Regulierungsbehörde zu-
sätzlich zur Prüfung der Kostennachweise Preise und
Kosten entsprechender Leistungen auf Vergleichs-
märkten zur Beurteilung heranziehen. Daß die konkre-
te Durchsetzbarkeit dieses Konzeptes nicht ohne wei-
teres gegeben ist, zeigt die Erfahrung aus der
allgemeinen wettbewerbsrechtlichen Praxis5.

Mangelnde Anreizwirkung

Die Nachteile der kostenbasierten Regulierung
liegen jedoch nicht nur in dem hohen Verfahrens-
aufwand, sondern vor allem auch in der mangelnden
Anreizwirkung.

Insbesondere die Bemühungen um ein anreizkom-
patibles Regulierungsverfahren haben zur Entwick-
lung eines neuen Verfahrens geführt, das als Price-
Cap-Regulierung bekannt geworden ist6. In bewußter
Abkehr von der in den USA praktizierten Rate-of-
Return-Regulierung und der dabei deutlich geworde-

Christoph Engel/Günter Knieps

Die Vorschriften des Telekommunikationsgesetzes
über den Zugang zu wesentlichen Leistungen

Eine juristisch-ökonomische Untersuchung

Das neue Telekommunikationsgesetz sieht den gleichberechtigten Zugang aller Anbieter zu den Ortsnetzen
der Deutschen Telekom vor. Die Autoren untersuchen diese - zwischen den beteiligten Unternehmen
höchst umstrittene Regelung - aus juristischer und ökonomischer Sicht.

1998, 98 S., geb. mit Schutzumschlag, 40- DM, 292- öS, 37- sFr, ISBN 3-7890-5629-4
(Law and Economics of International Telecommunications - Wirtschaftsrecht der internationalen Telekommunikation,
Bd. 37)

NOMOS Verlagsgesellschaft • 76520 Baden-Baden
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nen Probleme wurde in Großbritannien eine für British
Telecom entwickelte Regulierung nach einer Preis-
kontrollformel eingeführt7.

Die Price-Cap-Regulierung wird inzwischen welt-
weit bei vielen Unternehmen angewandt, die man-
gelndem Wettbewerb ausgesetzt sind. Die Nachteile
kostenbasierter Regulierungsverfahren haben zu einer
starken Verbreitung der Price-Cap-Regulierung insbe-
sondere in der Telekommunikation geführt.

Ein wesentliches Kennzeichen dieses Verfahrens
ist, daß es sich nicht um eine Regulierung des
Preisniveaus, sondern der Preisänderungsraten han-
delt. Die Price-Cap-Regulierung bedeutet, daß die re-
gulierten Unternehmen die der Regulierung unterwor-
fenen Preise im Durchschnitt nur um eine von der
Regulierungsinstanz vorgegebenen Rate verändern
dürfen. Dabei kann die vorgegebene Veränderungs-
rate auch negativ sein.

Price-Cap-Verfahren

Im einzelnen ist das Price-Cap-Verfahren durch fol-
gende zentrale Elemente gekennzeichnet:

D In der Ausgangssituation wird von der Regulie-
rungsinstanz eine Preisobergrenze für die zu regulie-
renden Telekornmunikationsdienstleistungen festge-
legt, die das Unternehmen am Markt verlangen darf.
Das können im Einzelfall auch die zu dem Zeitpunkt
am Markt existierenden Preise sein.

D Diese Preisobergrenze wird nicht für ein einzelnes
Gut, sondern für den Durchschnitt der zu regulieren-
den Güterpreise bestimmt. Das bedeutet, daß ein
Korb von Gütern gebildet wird, in dem die Preise der
einzelnen Korbelemente mit ihren Umsatzanteilen ge-
wichtet werden. Damit ist für das regulierte Unter-
nehmen eine hohe Flexibilität gegeben.

D Diese Preisobergrenze wird in regelmäßigen
Abschnitten angepaßt. Der dabei zugrunde gelegte
Anpassungsfaktor ergibt sich aus der allgemeinen
Preissteigerungsrate und dem im Telekommunika-
tionssektor realisierbaren Produktivitätsanstieg. Damit
wird die Preisentwicklung für die.regulierten Güter
nicht durch die Kostensituation bestimmt, sondern
durch die allgemeine Preisentwicklung und die
Produktivitätsentwicklung im Telekommunikations-

6 Zur Price-Cap-Regulierung vgl. Bundesminister für Post und
Telekommunikation: Price-Cap-Regulierung für Monopoldienst-
leistungen für Zwecke des digitalen zellularen Mobilfunks, Bonn
1993; J. K ruse , W. Neu , a.a.O., S. 30 ff.; B. Bauer , a.a.O.,
S. 140 ff.; G. Lang : Price-Cap-Regulierung: Ein Fortschritt in der
Tarifpolitik?, WIRTSCHAFTSDIENST, 75. Jg. (1995), H. 5, S. 274 ff.
7 M. S c h m i d t : Die Regulierung der privatisierten Telekommuni-
kations- und Versorgungswirtschaft in Großbritannien, RabelsZ,
Bd. 58, 1994, S. 641.

sektor. Die allgemeine Preissteigerungsrate wird dabei
an der Veränderungsrate eines gesamtwirtschaft-
lichen Preisindex gemessen. Die Produktivitätsent-
wicklung wird mit Hilfe eines sogenannten X-Faktors
erfaßt. Dieser X-Faktor entspricht der Abweichung
des Produktivitätsanstiegs in der Telekommunikation
vom Produktivitätsanstieg im volkswirtschaftlichen
Durchschnitt, wobei in der Regel von einem Produkti-
vitätsfortschritt in der Telekommunikation auszugehen
ist, der höher ist als der volkswirtschaftliche Durch-
schnitt. Steigt zum Beispiel die gesamtwirtschaftliche
Produktivität im Durchschnitt um 3% und die Pro-
duktivität in der Telekommunikation um 5%, so be-
trägt der X-Faktor 2 Prozentpunkte. Es ist deshalb nur
die Abweichung von der allgemeinen Produktivitäts-
entwicklung zu berücksichtigen, weil sich die allge-
meine Produktivitätsentwicklung bereits in der Preis-
entwicklung niedergeschlagen hat.

D Wichtiges Merkmal der Price-Cap-Regulierung ist
letztlich auch, daß das Berechnungsschema nach der
Veröffentlichung durch die Regulierungsinstanz nicht
mehr geändert werden kann. Zum einen erhalten die
Unternehmen dadurch hohe Planungssicherheit. Zum
anderen besteht ein Anreiz, die Kosten zu senken, da
dies zu höheren Gewinnen führt, die nicht wie bei der
Rate-of-Return-Regulierung wegreguliert werden.

Das Grundmodell der Price-Cap-Regulierung läßt
sich formal wie folgt darstellen:

Genehmigungsfähig sind in einer Periode t die
Tarife Pi|t, mit i = 1..n, eines Korbes, der n Dienstlei-
stungen enthält, die die folgende Bedingung erfüllen:

DPI t<PCI t,

mit

DPIt: Durchschnittspreisindex der Periode t

PCIt: Price-Cap-Index der Periode t.

In der Basisperiode t = B gilt

DPIB = PCIB = 100.

Der Durchschnittspreisindex für die Periode t wird
für jeden Korb dadurch ermittelt, daß der gewichtete
Durchschnitt der Veränderungsraten der einzelnen
Preise des Korbes mit dem Durchschnittspreisindex
der Vorperiode multipliziert wird:

DPIt = DP IM I V i . t P ^ . t . ! ,

mit

P it: Preis der Dienstleistung i in der Periode t ,

V i t: Umsatzanteil der Dienstleistung i im sogenann-
ten Referenzzeitraum für t (Rt).

310 WIRTSCHAFTSDIENST 1999/V
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Die neue Obergrenze dagegen wird gebildet, indem
die Obergrenze der Vorperiode mit einem Anpas-
sungsfaktor multipliziert wird:

PCIt = P C I M (1 + lt - X),

mit

lt: Veränderungsrate des ausgewählten Preisindex
in Rt,

X: Produktivitätsfaktor.

Der Referenzzeitraum muß dabei ein Zeitraum vor t,
aber möglichst nahe t sein, für den die Umsatzzahlen
und die Zahlen für den ausgewählten Preisindex zu
Beginn der Periode t vorliegen.

Vorteile der Price-Cap-Regulierung

Die Vorteile der Price-Cap-Regulierung im Vergleich
zu kostenbasierten Regulierungsansätzen sind erheb-
lich:

D der Anreiz zur Realisierung von Produktivitäts-
fortschritten und damit Kostensenkungen ist wesent-
lich höher,

D da mittel- bis langfristig erheblich weniger Informa-
tionen benötigt werden, ist der Regulierungsaufwand
deutlich geringer,

D die Unternehmen können die Preisstruktur flexibler
an Nachfrageveränderungen anpassen, da nicht der
einzelne Preis, sondern der Durchschnitt der Preise
reguliert wird und

D bei überdurchschnittlichen Produktivitätsfort-
schritten in der Telekommunikation ist der Anstieg der
Durchschnittspreise in diesem Sektor geringer als die
allgemeine Preissteigerungsrate.

In § 1 TEntgV wird das Price-Cap-Verfahren bei der
Ex-ante-Entgeltregulierung als Regelfall festgelegt.
Eine kostenbasierte Entgeltregulierung kommt da-
nach nur in Betracht, wenn eine Dienstleistung nicht
mit anderen in einem Korb zusammengefaßt werden
kann.

Praktische Anwendung

:• Erstmals in der Bundesrepublik wurde die Price-
Cap-Regulierung zum 1.1.1993 für bestimmte Tele-
kommunikationsdienstleistungen von dem damaligen
Bundesministerium für Post und Telekommunikation
eingeführt. Die Laufzeit dieses Price-Cap-Verfahrens
betrug drei Jahre8.

In diesem Verfahren wurden zwei Körbe gebildet.
Einer für die Nutzung des "Telefonnetzes beim Tele-

8! Bundesminister für Post und Telekommunikation, a.a.O.

kommunikationsverkehr zwischen Mobilfunkgeräten
und Netzgeräten, der andere für die Bereitstellung
und Wartung von Leitungswegen zwischen Telekom-
Festnetz und Mobilfunk-Übertragungsstationen.

Der Zusammensetzung der Körbe kommt deshalb
besondere Bedeutung zu, da verhindert werden muß,
daß die Unternehmen die Ausrichtung der Regulie-
rung am Durchschnittspreisniveau zu strategischem
Preissetzungsverhalten nutzen. Unterschiedliche
Preisveränderungen bei den einzelnen Dienstleistun-
gen des Korbes sind ökonomisch dann erwünscht,
wenn sie Reaktionen auf unterschiedliche Kosten-
und Nachfrageentwicklungen sind. Negativ zu beur-
teilen sind dagegen unterschiedliche Preisverände-
rungen, die auf unterschiedlichen Wettbewerbsdruck
zurückzuführen sind. § 1 TEntgV sieht daher auch vor,
daß „Dienstleistungen der gleichen Lizenzklasse...
nur insoweit in einem Korb zusammengefaßt werden
[können], als sich die erwartete Stärke des Wett-
bewerbs bei diesen Dienstleistungen nicht wesentlich
unterscheidet".

Die Anpassungsformeln bei diesem Price-Cap-Ver-
fahren entsprachen dem oben dargestellten Grund-
modell, wobei eine Price-Cap-Periode jeweils ein Jahr
umfaßte. Als Maßstab für die allgemeine Preisent-
wicklung wurde die Veränderungsrate des Preisindex
für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte zu-
grunde gelegt. Dieser Preisindex bietet sich an, weil er
in kurzen Abständen aktualisiert wird und als statisti-
scher Ausdruck für die Preisentwicklung allgemein ak-
zeptiert wird.

Bestimmung des Produktivitätsfaktors

Die Bestimmung von X für die Price-Cap-Perioden
1994 und 1995 wurde auf der Grundlage der Stück-
kostenentwicklung der Telekom im Vergleich mit der
allgemeinen Preissteigerungsrate für den Zeitraum
1970 bis 1989 vorgenommen. Für den Fernsprech-
dienst zum Beispiel betrug der durchschnittliche
Anstieg des Index für die Kostenentwicklung 0,92%,
die durchschnittliche Veränderung des Lebenshal-
tungskostenindex dagegen 3,91%, es bestand also
eine Differenz von ca. 3 Prozentpunkten. Für den Tele-
grafendienst betrug diese Differenz ca. 5,3 Prozent-
punkte. Der sich daraus ergebende Durchschnittswert
von ca. 4 Prozentpunkten wurde als Maß für den
Produktivitätsvorsprung herangezogen.

Auf dieser Grundlage ergab sich für das Jahr 1994
eine Erhöhung des Price-Cap von 0,2% und 1995
eine Senkung um 0,8%.
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Zu Beginn des Jahres 1998 ist nun eine Price-Cap-
Regulierung für die Entgelte der Deutschen Telekom
AG im Sprachtelefondienst eingeführt worden9. Auch
hier sind zwei Körbe gebildet worden, einer für Tele-
fondienstleistungen für Privatkunden und einer für
Telefondienstleistungen für Geschäftskunden. Sie
umfassen jeweils die Entgelte für die Überlassung der
Anschlüsse und die für die Telefonverbindungen.

Als Laufzeit für diese Price-Cap-Regulierung ist ei-
ne Dauer von vier Jahren vorgesehen, sie endet also
zum 31.12.2001. Die Price-Cap-Perioden umfassen
dabei jeweils zwei Jahre, d.h. die erste Price-Cap-
Periode (t = 1) endet am 31.12.1999 und die zweite
(t = 2) am 31.12.2001. Referenzzeitraum für die erste
Price-Cap-Periode ist der Zeitraum vom 1.7.1996 bis
zum 30.6.1997 (Rt= R-|), der für die zweite Price-Cap-
Periode der Zeitraum vom 1.7.1998 bis zum
30.6.1999 (Rt = R2). Als Inflationsrate wird auch hier
wieder die Veränderungsrate des Preisindex für die
Lebenshaltung aller privaten Haushalte zugrunde ge-
legt, und zwar die Veränderungsrate zum Ende des
jeweiligen Referenzzeitraumes. Der X-Faktor ist auf
6% festgelegt worden.

Die Anpassungsformeln für dieses Price-Cap-Ver-
fahren weichen allerdings in einigen Punkten vom
Grundmodell ab. Basisjahr ist hier das Jahr 1997 für
das wie im Grundmodell gilt:

bp iB = PCIB = 100.

Für die beiden folgenden, jeweils zwei Jahre um-
fassenden Perioden gilt, daß die Tarife genehmi-
gungsfähig sind, die folgende Bedingungen erfüllen:

DPIt < PCIt.

Dabei gilt für den Durchschnittspreisindex wie im
Grundmodell

DPIt = DPIt_1ZV i itPi it/Pi it_1,

mit Vjit: Umsatzanteil der Dienstleistung i in Rt.

Für die Preisobergrenze dagegen gilt abweichend
vom Grundmodell:

PCIt = DPIt_-| (1 + lt - X),

mit lt: Inflationsrate am Ende von Rt.

Für die erste Periode, das heißt die Jahre 1998 und
1999 heißt das konkret:

PCh = DPIB (1 + li - X)
= 100(1 +0,017-0,06)
= 95,7.

Entgelte in den Jahren 1998 und 1999 können also
nur genehmigt werden, wenn sie im Durchschnitt um
4,3% niedriger sind als 1997. Für die Jahre 2000 und
2001 gilt:

PCI2 = DPh (1 + l2 - 0,06).

Dabei ist l2 die Inflationsrate am 30.6.1999. Liegt
diese in der Nähe der derzeitigen Inflationsrate, das
heißt bei ca. 1%, so können in den Jahren 2000 und
2001 Entgelte nur genehmigt werden, wenn sie im
Durchschnitt um 5% niedriger liegen als die tatsäch-
lichen Durchschnittsentgelte in den Jahren 1998 und
1999.

Ausgangsbasis für die neue Preisobergrenze ist
hier nicht die Preisobergrenze der Vorperiode, son-
dern der Durchschnittspreisindex der Vorperiode.
Nicht ausgenützte Preissetzungsspielräume können
also nicht in die nächste Price-Cap-Periode übertra-
gen werden. Diese Abweichung vom Grundmodell ist
sinnvoll, wenn man davon ausgeht, daß nicht genutz-
te Preissetzungsspielräume entweder auf den Wett-
bewerbsdruck zurückzuführen sind oder darauf, daß
der X-Faktor zu niedrig angesetzt war. In beiden
Fällen gibt es keinen Grund, nicht ausgenutzte
Preissetzungsspielräume in die nächste Periode zu
übertragen. Ein Problem könnte allerdings die
Anreizwirkung darstellen. Wird vom regulierten
Unternehmen die Gefahr, die Preiselastizität der
Nachfrage zu überschätzen, als hoch angesehen, so
werden überx das geforderte Maß hinausgehende
Preissenkungen eher unterlassen, da Fehleinschät-
zungen nicht durch geringere Preissenkungen in der
folgenden Price-Cap-Periode korrigiert werden kön-
nen. Hier wird die Erfahrung zeigen, ob diese Formel
dazu führt, daß der Durchschnittspreisindex stets
knapp unter der Preisobergrenze bleibt oder nicht.

Eine andere Abweichung vom Grundmodell ist sehr
viel gravierender. Im Grundmodell ist offen, wie lang
eine Price-Cap-Periode sein sollte. Unabhängig da-
von ist aber eindeutig, daß die Parameter der Formel
sich auf Zeiträume gleicher Länge beziehen müssen.
Dies ist hier nicht gegeben. Die Price-Cap-Perioden
umfassen jeweils zwei Jahre, die Inflationsrate bezieht
sich dagegen jeweils auf ein Jahr. Unklar bleibt, da in
der Veröffentlichung des Price-Cap-Verfahrens durch
die Regulierungsbehörde nicht erläutert, auf welche
Berechnungen sich die Festlegung des X-Faktors
stützt. Soll der X-Faktor hier den Produktivitäts-
vorsprung in der Telekommunikation innerhalb eines
Jahres darstellen, müßte auch die Anpassungsformel
für ein Jahr gelten, nur so wäre die Formel wider-
spruchsfrei. Das würde bedeuten, daß die Entgelte in
1999 bereits um nochmals ca. 5% gesenkt werden
müßten. Soll der X-Faktor dagegen den Produktivi-

9 Bundesministerium für Post und Telekommunikation: Amtsblatt
34/97, Mitteilung Nr. 202.
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tätsvorsprung für zwei Jahre darstellen, so bleibt die
Anpassungsformel in sich widersprüchlich. Dann
müßte nämlich in die Anpassungsformel die Infla-
tionsrate über den Zeitraum von zwei Jahren einge-
setzt werden. Das würde aber auch bedeuten, daß
der X-Faktor pro Jahr nur ca. 3% beträgt. Es wäre
demnach davon auszugehen, daß sich der Vorsprung
im Pröduktivitätswachstum in der Telekommunikation
gegenüber dem gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt
im Vergleich zum ersten Price-Cap-Verfahren, bei
dem ein jährlicher X-Faktor von 4% unterstellt wurde,
geringer geworden ist? Die Ermittlung des X-Faktors
stellt sicher eine zentrale Schwierigkeit des Price-Cap-
Verfahrens dar. Der Erfolg der Price-Cap-Regulierung
wird daher entscheidend davon abhängen, welche
überprüfbare Methode die Regulierungsbehörde bei
der Ermittlung des X-Faktors verwenden wird.

"Zuordnung in Dienstleistungskörbe

Darüber hinaus kommt der Aufteilung der verschie-
denen Dienstleistungen auf die verschiedenen Körbe
entscheidende Bedeutung zu. Nach § 1 TEntgV dür-
fen Dienstleistungen nur dann in einem Korb zusam-
mengefaßt werden, wenn sich die erwartete Stärke
des Wettbewerbs bei diesen Dienstleistungen nicht
wesentlich voneinander unterscheidet. Ob die Wett-
bewerbssituation bei Privatkunden sich wesentlich
von der bei Geschäftskunden unterscheidet, mag da-
hin gestellt bleiben.

Unbestritten aber ist, daß die Wettbewerbssituation
im Ortsbereich eine wesentlich andere ist als im
Fernbereich. Offensichtlich war man sich dieses Prob-
lems bewußt, da in diesem Price-Cap-Verfahren nicht
nur eine Preisobergrenze für den Durchschnitt der
Preise festgelegt worden ist, sondern auch für einzel-
ne Preise. So dürfen die Entgelte im Ortsbereich wäh-
rend der Laufzeit des Price-Cap-Verfahrens nicht er-
höht werden. Dies widerspricht dem Grundgedanken
der Price-Cap-Regulierung. Eine solche Abweichung
wäre nicht notwendig gewesen, wenn § 1 TEntgV be-
rücksichtigt und die Körbe entsprechend zugeschnit-
ten worden wären.

Price-Cap-Regulierung in der Zukunft

Die erheblichen Vorteile der Price-Cap-Regulierung
werden in der Zukunft nur dann zum Tragen kommen
können, wenn das grundsätzliche Konzept konse-
quent in die Praxis umgesetzt wird. Allerdings wird
man auch bei einem widerspruchsfreien Price-Cap-
Verfahren nicht auf eine kostenbasierte bzw. eine auf
Vergleichsmarktkonzepten beruhenden Entgeltregu-
lierung verzichten können. Auch bei der Ex-ante-Ent-
geltregulierung, für die die Price-Cap-Regulierung
ohnehin nur in Frage kommt, wird von Zeit zu Zeit eine

Überprüfung der Entgelte dahingehend vorgenom-
men werden müssen, ob sie sich an den Kosten der
effizienten Leistungserstellung orientieren.

Dies ist unter anderem auch dann notwendig, wenn
es um die Frage geht, ob Entgelte zu niedrig sind. Die
Konkurrenten der Deutschen Telekom AG sehen bei
der Regulierung der Entgelte für Endverbraucher die
Aufgabe der Regulierungsbehörde vor allem darin,
dafür Sorge zu tragen, daß die Entgelte keine Ab-
schläge enthalten, die die Wettbewerbsmöglichkeiten
der Konkurrenten beeinträchtigen.

Denn während die Price-Cap-Regulierung darauf
abzielt, den Ausbeutungsmißbrauch zu verhindern, ist
es nach § 24 TKG auch Aufgabe der Regulierungs-
behörde, gegen einen Behinderungsmißbrauch vorzu-
gehen. So wurde bei der Genehmigung der letzten
Tarifänderungen der Deutschen Telekom AG, die
grundsätzlich nach dem Price-Cap-Verfahren erfolgte,
auch geprüft, ob dabei gegen das Gebot unzulässiger
Abschläge verstoßen worden ist10.

Bei der Genehmigung der Entgelte für den Zugang
zur Teilnehmeranschlußleitung dagegen soll die Regu-
lierungsbehörde aus der Sicht der Konkurrenten mög-
lichst niedrige Entgelte festsetzen. Nicht zuletzt die
Auseinandersetzung um diese Entgelte hat deutlich
gemacht, mit welchen Problemen eine kostenbasierte
Entgeltregulierung verbunden ist. Der Entscheidung
der Regulierungsbehörde im Februar 1999 war die
bislang umfangreichste Kostenprüfung durch die Re-
gulierungsbehörde vorausgegangen11. Das bedeutet
aber keineswegs, daß nun eine allgemein akzeptierte
Kostenkalkulation vorliegt. Auch in Zukunft wird es
keine objektiv richtige Kostenermittlung geben, ge-
schweige denn objektiv richtige Preise.

Will man ständig neue Diskussionen über die kor-
rekte Höhe der Kosten vermeiden, so stellt auch ge-
rade bei diesen Entgelten das Price-Cap-Verfahren für
die Zukunft ein sinnvolles Instrument dar. Es würde
nicht nur dem der Entgeltregulierung unterworfenen
Unternehmen Planungssicherheit geben, sondern
auch den Leistungsempfängern.

Darüber hinaus bringt eine detaillierte öffentliche
Diskussion über die Kostenkalkulation des oder der (!)
marktbeherrschenden Unternehmen Gefahren für die
Zukunft mit sich. Ein nach einheitlichen Normen aus-
gerichtetes Kalkulationsschema könnte eines Tages
ein abgestimmtes Verhalten einiger weniger großer
Unternehmen auf dem Telekommunikationsmarkt er-
heblich erleichtern.

10 Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post: Presse-
mitteilung vom 11. Dezember 1998.
11 Pressekonferenz „Teilnehmeranschlußleitung" vom 8. 2. 1999,
Sprechzettel von Klaus-Dieter Scheurle.
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